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Durch die Terroranschläge auf das World Trade Center vom 11. September 2001
wurde die Sicherheitspolitik wieder zu einer Priorität in der Außenpolitik. Zugleich
stellte sich in nie gekannter Weise die Aufgabe einer Verschränkung von äußerer
und innerer Sicherheit. Die Europäische Union (EU) reagierte in dieser Situation in
Solidarität mit den USA rasch und effektiv durch Maßnahmen, die hauptsächlich
Materien der ersten und der dritten Säule betrafen. Auch erwies sie ihre diploma-
tische Fähigkeit, die internationale Antiterrorismus-Koalition zu verstärken und
auszuweiten - vor allem bei Ländern wie dem Iran, zu denen die USA nur schwie-
rig über Zugang verfügen.

Wenig konnte die EU zur militärischen Bekämpfung des Terrorismus aufgrund
der noch nicht weit gediehenen Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik
(ESVP) beitragen. Dies lag auch daran, dass die NATO am 12. September zum
ersten Mal in ihrer Geschichte den Bündnisfall erklärt hatte. Allerdings spielte mit
Ausnahme des Entsendens von fünf AWACS-Flugzeugen zur Überwachung des
amerikanischen Luftraums auch die NATO militärisch keine Rolle. Die Nutzung
von Art. 5 des Washingtoner Vertrags hatte aus europäischer Sicht eher eine poli-
tische Bedeutung, da eine überzogene amerikanische Reaktion und in deren Folge
ein „clash of civilisation" befürchtet wurde. Von der Einbindung der USA in die
Allianz versprachen sich die meisten Bündnispartner auch bessere Konsultationen
und Informationen. In der Praxis präferierten die USA aber bilaterale Gespräche
über Hilfsangebote mit ausgewählten Bündnispartnern. So übernahm die deutsche
Bundeswehr Ersatzfunktionen für US-Kriegsschiffe im östlichen Mittelmeer und
am Hörn von Afrika und schickte etwas später spezielle Panzer zum Aufspüren von
Massenvernichtungsmunition nach Kuwait. Die Blair-Regierung nutzte die
Situation zum besonders engen Schulterschluss mit den USA und zum erneuten
Auffrischen der „Special relationship" durch die Teilnahme britischer Streitkräfte-
einheiten an der gegen das Al-Qaida-Netzwerk und das Taliban-Regime in
Afghanistan gerichteten Operation „Enduring Freedom". Dieser britische Allein-
gang einerseits und die Versuche andererseits, sich zumindest mit Frankreich und
Deutschland außerhalb des EU-Rahmens abzustimmen, schwächten die ESVP-Ent-
wicklung und schürten Misstrauen gegenüber einem entstehenden „directoire" und
einer militärischen Zwei-Klassen-Gesellschaft in der EU.1

Im Gegensatz zum Problem der Kohärenz zwischen den Mitgliedstaaten erfolg-
te in den Außenbeziehungen ein wichtiger Schritt durch die Anbindung Russlands
an ESVP-Strukturen mit Blick auf die Krisenbewältigung und die Terrorismus-
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bekämpfung. Dies geschah parallel zu den neuen amerikanischen Bestrebungen,
Russland eine privilegierte bilaterale Beziehung anzubieten und dem Land eine
besondere Stellung in den atlantischen Strukturen zu verschaffen, was im Mai 2002
zur Gründung des NATO-Russland-Rats führte.

Auf dem Balkan hatte sich die Lage in Bosnien und im Kosovo weiter entspannt
- wie im Übrigen auch in Mazedonien nach dem Abkommen von Ochrid und der
Stationierung einer 700 Mann starken NATO-Truppe unter zunächst deutschem
Kommando zum Schutz von EU- und OSZE-Beobachtern. Nach wie vor sind im
Balkan über 50.000 Soldaten stationiert, deren größter Teil von EU-Mitgliedstaaten
gestellt wird, wobei durch die von der EU beschlossene Übernahme der UN-
Polizeimission in Bosnien die Verantwortung der Europäer für Stabilität und
Frieden auf dem Balkan zunimmt.

Die Entwicklung der ESVP bis zum Europäischen Rat von Eaeken

Die belgische Präsidentschaft hatte sich über die Ausarbeitung der Erklärung von
Laeken zur Zukunft der Union hinaus auch im ESPV-Bereich ambitiöse Ziele
gesetzt, mit Blick auf das Erreichen der Einsatzfähigkeit der ESVP, die Bildung
eines Verteidigungsministerrats und das Projekt eines Europäischen Weißbuchs zur
Verteidigungspolitik. Durch die Ereignisse des 11. September gerieten die Vor-
haben der belgischen Präsidentschaft gewaltig unter Druck. Schon am 21. Septem-
ber kam der Europäische Rat zu einer außerordentlichen Sitzung zusammen und
beschloss einen Aktionsplan zur Bekämpfung des Terrorismus durch die Zusam-
menarbeit im Rahmen von Europol, die Entwicklung eines Europäischen Haft-
befehls, die Verstärkung der Grenz- und Flughafenkontrollen, die Koordinierung
der Fahndung und das Einfrieren von Geldern, die der Finanzierung von terroris-
tischen Aktivitäten dienen.2 Knapp vier Wochen später konzentrierte er sich in Gent
(19.10.2001) auf die Intensivierung der bisherigen Maßnahmen und verabredete
eine engere Kooperation von Geheimdiensten, Polizei- und Justizbehörden.3 Die
Präsidentschaft und die anderen Mitgliedstaaten unterstützten zudem im Spätherbst
2001 die Initiative der deutschen Bundesregierung für die UN-Konferenz in Bonn
zur Regelung der post-Taliban-Verhältnisse in Afghanistan. Außerdem stellten die
EU und ihre Mitgliedstaaten eine humanitäre Hilfe für Afghanistan in Höhe von
352 Mill. Euro bereit.

Wesentlich war auch die Verabschiedung zweier gemeinsamer Positionen für die
grenzüberschreitende operative Zusammenarbeit in der Terrorismusfahndung und
die Definition einer terroristischen Gruppe sowie terroristischer Aktionen.4 Die
neue Dynamik bei der Zusammenarbeit in einem fragmentierten europäischen
Raum der Fahndung und Strafverfolgung war nicht immer ein Selbstläufer. So hatte
es die belgische Präsidentschaft verstanden, den anfänglichen Widerstand der
Regierung Berlusconi gegen einen Europäischen Haftbefehl durch die Androhung
des Rückgriffs auf die vertragliche Möglichkeit der verstärkten Zusammenarbeit
aufzuweichen.
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Erheblich schwieriger stellten sich die Dinge im eigentlichen Kernbereich der
ESVP dar. Denn nachdem die NATO den Verteidigungsfall erklärt hatte, griffen im
Gegensatz zur Nutzung der gerade erst neu aufgebauten gemeinsamen Strukturen
und Verfahren der ESVP Renationalisierungstendenzen um sich, die in einen regel-
rechten Wettlauf einzelstaatlicher Solidaritätsbekundungen und militärischer Unter-
stützungsangebote an die USA mündeten. Die belgische Präsidentschaft konzen-
trierte sich vor diesem Hintergrund auf die normalen Punkte der ES VP-Agenda. So
beschäftigten sich die EU-Verteidigungsminister auf ihrem informellen Treffen am
12. Oktober zwar mit den Auswirkungen des 11. September für die ESVP, erörter-
ten aber in der Hauptsache die Mängel bei den europäischen militärischen Fähig-
keiten in den Bereichen strategischer Lufttransport, Luftbetankung, Luftüberwach-
ung, Kommando- und Kontrollsysteme, Präzisionsmunition und Luftabwehr. Am
19. November wurde auf einer Konferenz zur Verbesserung der militärischen
Fähigkeiten (Capability Improvement Conference) ein Aktionsplan zur Behebung
der europäischen Fähigkeitslücken verabschiedet (European Capability Action
Plan).5

Trotz erheblicher objektiver Defizite bei den europäischen Fähigkeiten und ver-
breiteter Skepsis unter den Mitgliedstaaten wurde in Laeken auf Drängen der Präsi-
dentschaft und mit Unterstützung der französischen Seite die Einsatzbereitschaft
der ESVP erklärt, allerdings mit der Einschränkung, dass die EU nur fähig sei,
„einige" Krisenbewältigungsoperationen durchzuführen.6 Damit waren Opera-
tionen im unteren Spektrum der Petersberg-Aufgaben gemeint und solche mit
nicht-militärischen Bezügen (z.B. Polizeioperationen). Einige Mitgliedstaaten, wie
die Niederlande, hatten bis zuletzt Vorbehalte geltend gemacht und damit die
Erklärung zur Einsatzfähigkeit zusätzlich geschwächt.7 Dies war aber möglicher-
weise weniger gravierend als die ausbleibende Einigung zwischen den Mitglied-
staaten über die Modalitäten der Finanzierung militärischer Operationen. Auch war
die belgische Präsidentschaft in der Frage eines Verteidigungsministerrats nur auf
wenig Resonanz gestoßen. Schließlich hatte sie sogar das Vorhaben eines Europä-
ischen Weißbuchs auf die lange Bank schieben müssen.8 Unglücklich war auch die
Voreiligkeit der Ratspräsidentschaft in der Frage der sicherheitspolitischen Stabili-
sierung Afghanistans in der Post-Taliban-Zeit. Noch in Laeken hatte Außenminister
Michel eine EU-Stabilisierungsstreitmacht angekündigt, wurde aber rasch durch
die Außenminister Fischer, Vedrine und Straw korrigiert, die auf die Beteiligung
einzelner EU-Mitgliedstaaten an den geplanten UN-Stabilisierungsstreitkräften
(ISAF) hinwiesen.9

Die Entwicklung der ESVP unter der spanischen Ratspräsidentschaft

Die spanische Ratspräsidentschaft konzentrierte sich ebenfalls auf Fragen der mili-
tärischen Fähigkeiten und der Finanzierung militärischer EU-Operationen. Sie
engagierte sich zudem für die Einbeziehung der Terrorismusbekämpfung in die
ESVP, die Formalisierung der Sitzungen der Verteidigungsminister und die Klärung
geplanter ESVP-Einsätze in Bosnien-Herzegowina und Mazedonien. Zum ersten
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Mal tagten die Verteidigungsminister offiziell im Rahmen des Allgemeinen Rats am
13. Mai 2002 (in einem Teil der Sitzung ohne die Außenminister). Sie beschäftig-
ten sich mit den Mängeln in den Bereichen Lufttransport, Satellitenaufklärung,
Führung und Kontrolle,10 so wie sie dies schon zuvor auf ihrer informellen Sitzung
in Saragossa vom 22. bis 23. März getan hatten. Im Zentrum stand der Europäische
Aktionsplan zur Verbesserung der militärischen Fähigkeiten, der ab Mitte Februar
2002 umgesetzt wurde. Bis zum Ende der spanischen Präsidentschaft existierten 17
Arbeitsgruppen, die sich mit der inflationären Anzahl von vierzig Defizitbereichen
beschäftigten, sodass in einem nächsten Schritt eine Eingrenzung auf wesentliche
Bereiche dringend geboten erscheint.

Hinsichtlich der Finanzierung militärischer Operationen, die nach Art. 28 EUV
von den Mitgliedstaaten getragen wird, gelang es nach einem zähen Verhandlungs-
prozess, eine Einigung zu erzielen. Demzufolge werden „gemeinsame Kosten" wie
Hauptquartiere, medizinische Versorgung und Infrastruktur, nach dem BSP-
Schlüssel zwischen den teilnehmenden Mitgliedstaaten aufgeteilt und „individuel-
le Kosten" von den Mitgliedstaaten nach dem Prinzip „costs lie where they fall"
getragen." Länder wie Deutschland mit hohem BSP-Schlüssel waren an einer mög-
lichst restriktiven Definition der „gemeinsamen Kosten" interessiert. Anderen, wie
Belgien und Spanien, lag an einer erweiterten Definition, auch mit Blick auf die
Option, künftig einmal die gemeinsamen Kosten in den Gemeinschaftshaushalt zu
integrieren.

Ende Februar 2002 war es nach Aufgabe deutscher Finanzierungsvorbehalte
auch zu einer Einigung zwischen den Mitgliedstaaten über die erste Krisenbewälti-
gungsoperation der EU in Form des Angebots an die Vereinten Nationen zur Über-
nahme der internationalen Polizei-Task Force (IPTF) in Bosnien-Herzegowina ab
1. Januar 2003 gekommen, in die bei einer Gesamtstärke von über 1.600 Polizisten
mehr als 500 Europäer und unter ihnen wiederum ca. 160 deutsche Polizeioffiziere
involviert sind. Die daraufhin verabschiedete gemeinsame Aktion vom 11. März
2002 zur EU-Polizeimission (EUPM) beinhaltet Regelungen zur Kommando-
struktur12 und zur Finanzierung. 14 Mill. Euro sind als Anschubfinanzierung aus
dem Gemeinschaftshaushalt für die Polizeioperation vorgesehen, 38 Mio. Euro
werden jährlich bis 2005 von den Mitgliedstaaten und ebenfalls wiederum zum Teil
aus dem Gemeinschaftshaushalt aufzubringen sein.13

Zu keiner Einigung gelangten die Mitgliedstaaten in der Frage eines ESVP-Ein-
satzes in Mazedonien zur Ablösung der dortigen NATO-Operation Amber Fox,
deren Mandat schon drei Mal zum Schütze der EU- und OSZE-Beobachter verlän-
gert werden musste. Während Frankreich, Spanien und Italien eine solche Ope-
ration befürworten, sind Großbritannien, Deutschland und die Niederlande dage-
gen, solange die Rahmenvereinbarung mit der NATO über die Nutzung von
Planungs- und Führungskapazitäten nicht unter Dach und Fach ist. Großbritannien
hält zudem, trotz der in Laeken erklärten Einsatzbereitschaft der ESVP, die Opera-
tion mit ca. 700 Soldaten für die EU für zu anspruchsvoll.

Unabhängig von diesen Problemen hat die EU planungsgemäß ihre erste Krisen-
managementübung (CME 02) vom 22. bis 28. Mai 2002 abgehalten, bei der
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Entscheidungs- und VerfahrensabJäufe getestet wurden, und sich sowohl zivilmili-
tärische Koordinationsprobleme - nicht zuletzt aufgrund unterschiedlicher Pfeiler-
zuständigkeiten - als auch erhebliche Probleme der Kohärenz zwischen den
Mitgliedstaaten und den ESVP-Strukturen in Brüssel auftaten.14 Zum Abschluss der
spanischen Präsidentschaft gelang noch ein Erfolg: so sollen entsprechend einer
gmeinsamen Erklärung künftig Fragen der Terrorismusbekämpfung, der Nichtver-
breitung und Rüstungskontrolle in den politischen Dialog mit Drittstaaten einge-
bracht werden. Zudem wird eine Antiterrorismusklausel in Abkommen mit Dritt-
staaten vorgesehen und deren Einhaltung einer Evaluation unterzogen.15

Probleme im Verhältnis EU-NATO und die transatlantischen Beziehungen

Die transatlantischen Beziehungen waren einerseits durch ein engeres Zusammen-
rücken und ein Bündnis der tiefen Solidarität nach dem 11. September gekenn-
zeichnet, andererseits aber auch durch heftige europäisch-amerikanische Kontro-
versen über die globale Umweltpolitik, bilaterale Handelsfragen, das amerika-
nische Raketenabwehrprojekt und die Aufkündigung des ABM-Vertrags durch die
Bush-Regierung sowie die Frage des Geltungsanspruchs des neu gegründeten
Internationalen Strafgerichtshofs. Auch die Entwicklung der ESVP sorgte für
Irritationspotential. Einerseits erwarten die USA eine stärkere Entlastung in ihrer
weltpolitischen Rolle durch die Europäer, andererseits möchten sie die Kontrolle
über die europäische Sicherheitspolitik behalten und reagieren skeptisch auf
Schritte der EU-Mitgliedstaaten in Richtung größerer Eigenverantwortlichkeit.
Diese Ambivalenz spiegelt sich auch im sich nur schleppend entwickelnden
Verhältnis zwischen der EU und der NATO. Zwar fanden eine Vielzahl von gemein-
samen Sitzungen der verschiedenen Gremien beider Organisationen statt,16 und es
funktionierte die Zusammenarbeit zwischen den Generalsekretären von EU und
NATO zur Bewältigung der politischen Krise in Mazedonien recht gut. Für die ope-
rative Kooperation zwischen EU und NATO fehlt aber immer noch ein ständiges
Geheimschutzabkommen zur Regelung des Umgangs mit vertraulichem Material
und klassifizierten Informationen. Insbesondere konnten die Dauervereinbarungen
für den gesicherten EU-Rückgriff auf NATO-Planungskapazitäten und -Kom-
mandostrukturen sowie andere NATO-Fähigkeiten wegen der türkisch/griechischen
Problematik nicht geschlossen werden.

Die Türkei möchte eine Beteiligung am EU-Entscheidungsprozess bei der
Krisenbewältigung und die Zusicherung, dass die ESVP nicht in strategischen
Interessengebieten der Türkei zum Einsatz kommt.17 Ein von den USA und Groß-
britannien im Spätherbst 2001 mit der Türkei ausgehandeltes Abkommen, das für
die meisten EU-Mitglieder akzeptabel war, wurde von Griechenland mit dem nicht
unberechtigten Hinweis abgelehnt, dass dieses Ankara-Abkommen außerhalb des
EU-Rahmens entstanden war. Zudem beinhaltet es nach griechischer Auffassung
keine Reziprozität, da die ESVP nicht gegen ein NATO-Mitglied eingesetzt werden
kann, eine umgekehrte Formulierung aber fehlt. Unter Berücksichtigung der grie-
chischen Einwände entwarfen die spanische Präsidentschaft und der Hohe Reprä-
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sentant eine dem Ankara-Abkommen beizufügende EU-Erklärung, die allerdings
keine Zustimmung auf türkischer Seite fand. Die Türkei versucht offensichtlich, das
ESVP-Scharnier zur NATO zu blockieren, um mit Blick auf Zypern und in der
Frage des Terminplans für Verhandlungen über den EU-Beitritt einen Hebel in der
Hand zu haben. Die verfahrene Situation wird sich kurzfristig kaum klären lassen,
da die dänische EU-Präsidentschaft im zweiten Halbjahr 2002 aufgrund ihres
Verteidigungs-opt-outs durch die Griechen vertreten wird, bevor diese dann im
ersten Halbjahr 2003 turnusgemäß ihre eigene Präsidentschaft antreten.

Dass der ESVP-Prozess durch die griechisch/türkische Problematik an entschei-
dender Stelle so geschwächt werden kann, hängt auch mit übergreifenden Konstel-
lationen zusammen. Die USA sind an einer engen Anbindung der ESVP an die
NATO und aus strategisch-politischen Gründen an einer EU-Mitgliedschaft der
Türkei interessiert. Innerhalb der EU gibt es zwei Gruppierungen mit unterschied-
licher Orientierung bezüglich der Ausrichtung der ESVP. Während die eine Gruppe
um Großbritannien auf einer engeren Verbindung von ESVP und NATO mit einer
entsprechenden Rahmenvereinbarung besteht, bevor es zu militärischen Einsätzen
der ESVP kommt, setzt eine andere Gruppe um Frankreich und Spanien auf eine
autonomere ESVP-Entwicklung.18 Kompliziert wird die Situation noch dadurch,
dass die von Großbritannien und Deutschland bevorzugte Rolle des Stellver-
tretenden Obersten Alliierten Befehlshabers (D-SACEUR, der in der Regel ein
Deutscher oder ein Brite ist) im Falle einer Nutzung der Kommandostruktur der
NATO durch die EU auf erhebliche französische Widerstände stößt.

Neben der unterschiedlichen Auffassung in der Frage der Autonomie der ESVP
gibt es allerdings sachlich-operative und materielle Gesichtspunkte, die im EU-
NATO-Verhältnis zu berücksichtigen sind. Zweifellos wäre der Rückgriff auf
NATO-Planungskapazitäten und -Strukturen bei EU-geführten Operationen von
großer Bedeutung. Es geht aber eigentlich um die Hoffnung, über die NATO an
amerikanische Mittel und Unterstützung z.B. im Bereich der strategischen Auf-
klärung und des strategischen Transports heranzukommen, da hier die Europäer
noch acht bis zehn Jahre benötigen, bis sie über eine gewisse Anzahl einsatzfähiger
Systeme verfügen.19 Raschere oder umfangreichere Beschaffungsmaßnahmen zur
Überwindung der europäischen Defizite sind aus materiellen Gründen nicht mach-
bar, da die meisten EU-Mitgliedstaaten ihre Verteidigungsausgaben einfrieren oder
reduzieren. Dies ist nicht nur ein zentraler Kritikpunkt der Bush-Administration,
sondern auch von Verteidigungsexperten diesseits und jenseits des Atlantiks, die
eine immer größer werdende Lücke in den militärischen Fähigkeiten zwischen den
USA und Europa befürchten. Fraglich ist deshalb, ob die USA überhaupt bereit sein
werden, ihre Mittel an die Europäer nicht nur aufgrund möglicher konkurrierender
Verwendungsabsichten, sondern auch wegen unterschiedlicher Streitkräfte-
fähigkeiten „auszuleihen".20 Da dies vom jeweiligen Fall abhängen wird, bleibt den
Europäern nur der Weg, zur Gewinnung von Handlungsfreiheit die Entwicklung
eigener Transport-, Kommunikations-, Führungs- und Aufklärungssysteme Schritt
für Schritt voranzutreiben.
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Ein weiterer Grund, sowohl auf eine engere Zusammenarbeit mit der NATO als
auch auf die künftige Verbesserung der eigenen europäischen Fähigkeiten zu
setzen, besteht im Hinblick auf den schleichenden Prozess des US-Disengagements
im Balkan. Die Bereitschaft der USA hat unter der Bush-Administration ohnehin
abgenommen, an Friedensoperationen - zumal unter UN-Mandat - teilzunehmen.
Zudem könnte der im Juni/Juli 2002 aufgebrochene Streit über den Internationalen
Strafgerichtshof sich zu einer schweren Belastung im transatlantischen Verhältnis
auswachsen. Die Bush-Administration besteht auf der Immunität für amerikanische
Soldaten, die an Krisenmanagement-Operationen beteiligt sind. Eine generelle Aus-
nahme für Amerikaner untergräbt aber die Autorität des Gerichtshofs. Die Glaub-
würdigkeit der Europäer steht auf dem Spiel, die sich vehement für diese Form der
Stärkung des internationalen Rechts eingesetzt haben. Sollte jedoch aufgrund einer
für die USA unbefriedigenden Regelung ihres Anliegens ein weiterer Rückzug
amerikanischer Bodentruppen vom Balkan erfolgen, wären beim jetzigen Stand der
ESVP die Europäer völlig überfordert, die dortige Stabilität zu garantieren.

Ausblick

Die bisherigen Stärken der EU bei der Krisenreaktion liegen eindeutig im Bereich
der Diplomatie, der Wirtschaft und der innen- und justizpolitischen Zusammen-
arbeit, also im zivilen Bereich. Besonders deutlich wird dies am Einbau von
Kriterien der Terrorismusbekämpfung in die Außenbeziehungen der EU, dem
beschlossenen Polizeieinsatz in Bosnien-Herzegowina, aber auch an den Fort-
schritten bei der Umsetzung des Aktionsplans zum Erreichen der headline goals für
Polizeioperationen und der erfolgreichen zivilen Beitragskonferenz im Mai 2002,
bei der sich die Mitgliedstaaten zur Entsendung von über 280 Richtern und
Staatsanwälten zur Konsolidierung der öffentlichen Ordnung in Krisengebieten
verpflichteten.21 Probleme treten allerdings noch bei der Verknüpfung der zivilen
und militärischen Aspekte der Krisenbewältigung auf. Hier wirkt sich die Pfeiler-
struktur der EU mit den unterschiedlichen Zuständigkeiten von Kommission und
Brüsseler Rats Strukturen (Hoher Repräsentant und Generalsekretariat des Rats)
ungünstig aus. Nur eine Verschmelzung der Funktionen des Hohen Repräsentanten
für die GASP und des Außenkommissars verspricht hier mehr Synergie.22

Die große Schwäche der EU besteht auf der militärischen Seite der ESVP, die
kaum nennenswerte Fortschritte machte. Auf Grund der verschiedenartigen Inter-
essen in der Frage der Autonomie der ESVP, der „Special relationship" Großbritan-
niens mit den USA, der Sonderrolle Dänemarks in Fragen der Verteidigungspolitik,
der unterschiedlichen Interventionskulturen und militärischen Fähigkeiten der Mit-
gliedstaaten sowie der knappen finanziellen Mittel sind der Entwicklung der ESVP
und ihrer tatsächlichen Einsatzoptionen enge Grenzen gesetzt. Hinzu kommen noch
die Positionen der neutralen und paktungebundenen Staaten, die darauf bestehen,
dass sich keine militärische Integration in Richtung einer europäischen Armee ent-
wickelt und ihre Allianzfreiheit gewahrt bleibt. Vor diesem Hintergrund ist eine grö-
ßere Flexibilität in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik in Form der verstärk-
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ten Zusammenarbeit bitter nötig, um die Handlungsfähigkeit der EU herzustellen
und Initiativen einiger Mitgliedstaaten in der militärischen Krisenbewältigung oder
in der Rüstungskooperation zu ermöglichen.

Ein weiterer Ansatzpunkt besteht in der Effektivierung von Institutionen und
Verfahren. Zwar wurden einige Verbesserungen in der Aufgabenteilung zwischen
dem Militärausschuss, dem Politischen und Sicherheitspolitischen Komitee (PSK)
und Rats Sekretariat erreicht, die ganze organisatorische Struktur einschließlich der
Kommunikation mit den Mitgliedstaaten befindet sich aber noch im Fluss, sodass
ein gewisses Maß an „trial and error" beinahe zur Tagesordnung im ESVP-Bereich
gehört, einschließlich bürokratischer Rivalitäten um Macht und Einfluss in
Brüssel.23 Auch gibt es Unklarheiten über die künftige militärische Kommandokette
und es mangelt an einer verbindlichen militärischen Planung, um aus den vielen
verschiedenen, von den Mitgliedstaaten versprochenen Beiträgen je nach Anfor-
derung brauchbare gemeinsame Streitkräfte-Einheiten zusammenstellen zu können.
Hier klemmt es, weil entweder die NATO nicht dupliziert werden soll oder immer
noch die Integrationsbereitschaft unter den Mitgliedstaaten fehlt. Eine Art. V-Ver-
pflichtung, zumindest zwischen den EU-Staaten, die dazu willens sind, könnte hier
ebenso wie zunächst die Entwicklung gemeinsamer EU-Stabsquartiere integra-
tionsfördernd wirken.

Im Rüstungsbereich ist zwar mit der nach einigen Schwierigkeiten erfolgten
Festlegung Deutschlands auf den Kauf von 73 A 400M Transportmaschinen ein
Durchbruch in einem strategisch wichtigen Bereich gelungen und auch die anvi-
sierte bessere Zusammenarbeit zwischen Frankreich und Deutschland bei ihren
Satellitenprogrammen Helios 2 und SAR-Lupe gibt Anlass zur Hoffnung; ein euro-
päischer Rüstungsmarkt existiert aber noch lange nicht. Statt dessen dominieren
Fragmentierung und intraeuropäische Duplizierung von Waffensystemen und
Ausrüstungen, die nicht miteinander kompatibel sind. Um Ineffizienz und Ver-
schwendung zu überwinden, müsste Art. 296 EG-Vertrag abgeschafft werden, die
Kommission ihren Aktionsplan für die Rüstungsindustrie von 1997 aktualisieren,
der Rüstungsbereich in den Binnenmarkt und die Handelspolitik mit rechtlich ver-
bindlichen und einheitlichen Exportkontrollregeln integriert werden.24 Zudem
könnte aus der bisherigen Vierländerorganisation OCCAR schrittweise eine euro-
päische Rüstungsagentur mit einem eigenen Beschaffungsetat entwickelt werden.

Trotz Klärung der Finanzierungsmodalitäten künftiger militärischer Krisenein-
sätze der ESVP bleiben noch viele Unwägbarkeiten auf Seiten der Mitgliedstaaten
in Zeiten angespannter Haushaltslage. Durch die Einrichtung einer Position im
Gemeinschaftshaushalt für die sogenannten gemeinsamen Kosten von EU-Opera-
tionen und auch deren Anschubfinanzierung könnte Abhilfe geschaffen werden.
Dabei würde durch ein adäquates Verfahren das Europäische Parlament vermehrt
einbezogen, was einen Gewinn für die parlamentarische Kontrolle und die legiti-
matorische Absicherung für die ESVP parallel zur Zuständigkeit der nationalen
Parlamente bedeuten würde.

Alle diese Themen werden im Rahmen des Europäischen Konvents zu bearbei-
ten sein. Aufgrund der Dominanz der im Konvent vertretenen nationalen und euro-
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päischen Parlamentarier, die transnationalen Parteifamilien angehören, besteht die
einmalige Chance, die europäische Kleinstaaterei zu überwinden und eine Neu-
konstruktion der GASP zu entwerfen, die sich an den weltpolitischen Erforder-
nissen und am Gesamtinteresse der Europäischen Union ausrichtet.
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